
«In den Sitzungen der Regierungsmitglieder müssen
wir uns davor hüten, dass der militärisch-industrielle
Komplex ungerechtfertigten Einfluss erlangt, sei er
nun gewollt oder ungewollt. Das Potenzial für den ver‐
hängnisvollen Aufstieg einer fehlgeleiteten Macht be‐
steht und wird fortbestehen. Wir dürfen niemals zulas‐
sen, dass das Gewicht dieser Kombination unsere
Freiheiten oder demokratischen Prozesse gefährdet.»

Dwight D. Eisenhower, 17. Januar 19611

Red. Der Autor ist sowohl US-
amerikanischer als auch Schwei‐
zer Staatsbürger. Hier äussert er
sich zu wirtschaftspolitischen
Fragen betreffend der USA.

AdZ. Unsere Regierungen haben
die falschen Prioritäten – völlig
verdrehte Haushaltsprioritäten.
Jahr für Jahr werden unsere

Steuergelder vom Kongress vergeudet, der statt
Budgets für die menschliche Sicherheit Budgets
für das Militär beschliesst.

Wie ich in meinem Bericht an den UN-Menschen‐
rechtsrat2 aus dem Jahr 2014 dokumentiert
habe, fliessen rund 40 Prozent unseres Haus‐
halts in das Militär – Billionen von Dollar für Krie‐
ge, Militärinterventionen, Militärpropaganda, Ra‐
keten, Drohnen, Militärbasen im In- und Ausland,
Militärübungen und was sonst noch? Und das
wissen wir aus veröffentlichten Dokumenten. Wir
wissen auch, dass Milliarden nicht verbucht sind.
Wo sind all die fehlenden Milliarden geblieben?
Wenn wir ein wirklich demokratisches Land

wären, würde man uns fragen, ob wir den Haus‐
halt für Krieg oder für Bildung ausgeben wollen,
ob wir Abrüstung und Friedensverhandlungen
den Vorrang vor dem Wettrüsten geben wollen.
Wir hätten die Möglichkeit, über bestimmte As‐
pekte des Haushalts abzustimmen. Wir würden
uns nicht auf unser System der so genannten

«repräsentativen Demokratie» verlassen, die uns
in Wirklichkeit nicht repräsentiert.
In Wirklichkeit haben wir eine «dysfunktionale»

Demokratie, die uns nur erlaubt, für Kandidat A
oder Kandidat B zu stimmen, die beide dem mili‐
tärisch-industriellen Komplex verpflichtet sind,
die beide riesige Militärbudgets wollen, die beide
Säbelrasseln und militärische Abenteuer dem
Dialog vorziehen, Spannungen statt Entspan‐
nung, Raubtierkonkurrenz statt internationalen
Zusammenarbeit.
In einer Welt, die von Pandemien, Klimawandel,

Erdbeben, Tsunamis und anderen Naturkatastro‐
phen bedroht ist, ist es an der Zeit, internationale
Solidarität zu üben, um globale Probleme zu lösen.
Unsere Regierungen sollten damit beginnen, die
Souveränität anderer Staaten zu respektieren, sich
nicht in deren internationale Angelegenheiten ein‐
zumischen, wie es in den Resolutionen 2131, 2625
und 3314 der Generalversammlung festgelegt ist.
Sie sollen Provokationen einstellen, die Kriegs‐

trommeln zum Schweigen bringen, das enorm
kostspielige Wettrüsten beenden und Artikel 2
Absatz 3 der UN-Charta beachten, der alle Mit‐
gliedstaaten dazu verpflichtet, ihre Differenzen
auf dem Verhandlungsweg, mit friedlichen Mit‐
teln und in gutem Glauben zu lösen.
Obwohl die meisten Politiker in Ost und West,

Nord und Süd Lippenbekenntnisse zur Bedeu‐
tung des lokalen, regionalen und internationalen
Friedens abgeben, untergraben sie den Frieden in
Wirklichkeit täglich. Obwohl sie sich angeblich
verpflichten, die 17 Ziele für nachhaltige Entwick‐
lung bis 2030 zu erreichen, gibt es keinerlei ver‐
nünftige Aussichten, diese zu verwirklichen, da
die Militärbudgets nicht schrumpfen, sondern
wachsen und die Kriegspropaganda exponentiell
zugenommen hat.
Wo auch immer wir in den Medien hinschauen

– in der «Qualitätspresse», in Hollywood, in den
Fernsehnachrichten, in den Internetnachrichten,
in den sozialen Medien –, alle scheinen sich mit
Fake News zu beschäftigen, mit verzerrten Dar‐
stellungen und mit der Glaubwürdigkeit von Ope‐
rationen unter falscher Flagge.
Die Rücksichtslosigkeit eines solchen Verhal‐

tens könnte schliesslich zu einer Fehleinschät‐
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zung eines hochrangigen Politikers führen – ein
Computerfehler, ein verhängnisvoller menschli‐
cher Irrtum –, der zu einer nuklearen Konfrontati‐
on mit Russland, China oder anderen Atommäch‐
ten führen wird.
Anstatt die Militärbudgets zu kürzen, um Co‐

vid-19 und andere Pandemien zu bekämpfen,
beobachten wir die Rücksichtslosigkeit von Re‐
gierungen, die Krankenhäuser privatisieren und
Kliniken schliessen, weil sie nicht genug Profit
abwerfen.
Das Recht auf Gesundheit ist ein Menschen‐

recht, und die Regierungen sind ontologisch ver‐
pflichtet, geeignete Massnahmen zu ergreifen,
um die Gesundheit der Bevölkerung zu fördern.
Was wir in den letzten Jahrzehnten gesehen ha‐
ben, ist Vernachlässigung und Unvorbereitetheit.
Das ist der Grund, warum die USA über eine Milli‐
on Todesfälle durch Covid-19 zu beklagen haben.
Unsere Reaktion auf die Pandemie zeigt die

Abwärtsspirale der Forschung zur Vorbereitung
auf Notfälle. In den ersten beiden Jahrzehnten
des 21. Jahrhunderts haben viele Länder ihre In‐
vestitionen in das Gesundheits- und Bildungswe‐
sen, in soziale Dienste und in die Infrastruktur re‐
duziert, während sie das Geld der Steuerzahler
für die Entwicklung und Beschaffung von Kampf‐
jets und tödlichen autonomen Waffensystemen
verschwendet haben.
Die Lobbys des militärisch-industriellen Kom‐

plexes schüren weltweit Kriege, weil sie nur dann
Gewinne machen können, wenn die Waffen ein‐
gesetzt und zerstört werden, was wiederum die
Notwendigkeit auslöst, sie zu ersetzen. So setzt
sich der Teufelskreis fort. Waffen produzieren,
Spannungen erhöhen, bewaffnete Konflikte pro‐
vozieren, die Waffen im echten Krieg in die Luft
jagen, neue Waffen produzieren, Profit machen.
In Artikel 2 Absatz 4 der UNO-Charta heisst es,

dass die Staaten in ihren internationalen Bezie‐
hungen nicht nur auf die tatsächliche Anwen‐
dung von Gewalt verzichten, sondern auch auf
die Androhung von Gewalt.
Konkretisiert wird der völkerrechtliche Grund‐

satz in Artikel 20 des Internationalen Pakts über
bürgerliche und politische Rechte, der insbeson‐
dere die Propaganda für den Krieg verbietet. Arti‐
kel 20, Absatz 2, verbietet ausdrücklich die Auf‐
stachelung zu Hass und Gewalt. Wie sonst könn‐
te man die Russophobie und Sinophobie vieler
unserer Politiker beschreiben?
Ungeachtet dieser Normen lassen sich viele

«Leaders» und politische «Experten» in den USA
und den NATO-Ländern auf hetzerische Provoka‐

tionen und «Militärübungen» an den Grenzen von
Staaten ein, in denen wir gerne einen «Regime‐
wechsel» sehen würden. Besonders gefährlich
ist, dass diese Provokationen von politischen
Kommentatoren und den Mainstream-Medien,
die es eigentlich besser wissen müssten, be‐
klatscht und aufgebauscht werden.
Ausgehend von der Forderung der UN-Charta,

die nachfolgenden Generationen vor der Geissel
des Krieges zu bewahren, steht die Zivilgesell‐
schaft an der Spitze der Bewegung zur Kodifizie‐
rung des Friedens als Menschenrecht mit klar
definierten individuellen und kollektiven Dimensi‐
onen.
Diese Initiative wurde in der Erklärung von San‐

tiago vom 10. Dezember 2010 verankert, die zu
einem Entwurf für eine Erklärung über das Recht
auf Frieden durch den Beratenden Ausschuss
des UN-Menschenrechtsrats führte, ein Doku‐
ment, das einen ganzheitlichen Ansatz zum Frie‐
den manifestiert und bürgerliche, kulturelle, wirt‐
schaftliche, politische und soziale Rechte um‐
fasst.
In meiner Eigenschaft als unabhängiger UN-

Experte für internationale Ordnung habe ich an
allen Beratungen der zwischenstaatlichen Ar‐
beitsgruppe zum Recht auf Frieden teilgenom‐
men. Das war eine schmerzhafte und auf‐
schlussreiche Erfahrung.
Jeder, der wissen will, welche Länder wirklich

für die Menschenwürde und die Menschenrechte
sind und welche dagegen, hätte als Beobachter
an diesen schändlichen Sitzungen teilnehmen
sollen, bei denen die Vertreter der USA und der
NATO-Länder rundheraus leugneten, dass es so
etwas wie ein Menschenrecht auf Frieden gibt.
Schlimmer noch, sie argumentierten, dass es ein
solches Recht nicht geben sollte. Ihre Argumente
waren nicht nur rechtlich falsch – sie waren auch
moralisch verwerflich.
Die abgeschwächte Resolution, die schliess‐

lich am 19. Dezember 2016 von der Generalver‐
sammlung3 verabschiedet wurde, ist jedoch
noch nicht das Ende der Geschichte. Die Zivilge‐
sellschaft wird nicht aufgeben, und die Spani‐
sche Gesellschaft für internationales Menschen‐
recht, die die Deklaration von Santiago initiiert
hat, setzt ihre Aufklärungsarbeit fort, um eine
Mehrheit der Staaten von der Dringlichkeit der
Anerkennung des Friedens als grundlegendes
Menschenrecht zu überzeugen.
Die Staaten müssen auf die Zivilgesellschaft

hören und die von der Generalversammlung in ih‐
rer Resolution 39/11 vom 12. November 1984,
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die auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges ver‐
abschiedet wurde, bereits geleistete Arbeit zu
Ende führen.4
Der erneute Kalte Krieg und der heisse Krieg in

der Ukraine legen nahe, dass eine Generalver‐
sammlung das Thema erneut aufgreifen und
eine neue Resolution verabschieden muss, die
alle konstitutiven Elemente des Rechts auf Frie‐
den bekräftigt, was umso dringlicher ist.
Am dringendsten ist es heute, dass die Staa‐

ten gemeinsam an der Beseitigung der Ursa‐
chen lokaler, regionaler und internationaler Kon‐
flikte arbeiten, die oft aus der mangelnden Re‐
präsentativität der Regierungen, der grossen
Kluft zwischen Macht und Bevölkerung, den
grossen Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten
in der Welt, dem Wettlauf um natürliche Res‐
sourcen, den Asymmetrien in den Handelsbezie‐
hungen, der Verhängung illegaler Sanktionen
und Finanzblockaden gegen andere Staaten und
der kriminellen Manipulation der öffentlichen
Meinung durch Regierungen und Medien entste‐
hen.
In den vergangenen siebzig Jahren hatten vie‐

le bewaffnete Konflikte und mehrere völkermör‐
derische Kriege ihren Ursprung in der Verweige‐
rung des Rechts auf interne oder externe Selbst‐
bestimmung.
Es gibt immer noch viele indigene Völker, nicht

selbstverwaltete Völker, Völker, die unter Besat‐
zung leben, Völker, die grobe Menschenrechts‐
verletzungen erlitten haben, die einen legitimen
Anspruch auf Selbstbestimmung haben – darun‐
ter die Palästinenser, die Tamilen Sri Lankas, die
Sahraouis, die Mapuches, die West-Papuaner,
die Katalanen, die Korsen, die Armenier von
Berg-Karabach, die Südtiroler und, ja, auch die
viel geschmähten Völker von Abchasien, Südos‐
setien, der Krim, Donezk und Lugansk.
Es ist höchste Zeit, dass die Vereinten Natio‐

nen die Verwirklichung des Selbstbestimmungs‐
rechts als Strategie zur Konfliktverhütung proak‐
tiv fördern, was eine Vermittlung und gegebe‐
nenfalls von den Vereinten Nationen organisier‐
te und überwachte Volksabstimmungen erfor‐
dert. Es ist nicht das Selbstbestimmungsrecht,
das Konflikte verursacht, sondern die ungerech‐
te Verweigerung desselben.
Unzählige Kriege seit dem Zweiten Weltkrieg

wurden gerade durch die Unnachgiebigkeit von
Politikern ausgelöst, durch ihren Mangel an Fle‐

xibilität, durch ihr Beharren auf dem überholten
Prinzip des uti possidetis.
Die Bewältigung globaler Probleme, einsch‐

liesslich der Herausforderungen der Ziele für
nachhaltige Entwicklung, erfordert Billionen von
Dollar. Es ist daher zwingend erforderlich, die Mi‐
litärausgaben drastisch zu senken und die
Kriegswirtschaft in eine Friedenswirtschaft um‐
zuwandeln und dadurch Millionen von Arbeits‐
plätzen in den Bereichen Bildung, Gesundheit
und Soziales zu schaffen.
Es ist unverantwortlich, das Wettrüsten fortzu‐

setzen, wenn Millionen von Menschen weltweit
unter extremer Armut, Hunger und fehlendem
Zugang zu sauberem Wasser und sanitären Ein‐
richtungen leiden.
Abrüstung zugunsten von Entwicklung muss

unser Mantra sein. Die Nuklearstaaten müssen
auch in gutem Glauben Abrüstungsverhandlun‐
gen führen, wie in Artikel 6 des Atomwaffen‐
sperrvertrags gefordert. Die Gefahr der nuklea‐
ren Vernichtung wird so lange bestehen, wie die
Produktion und Lagerung von Atomwaffen nicht
beseitigt wird.
Diese Besorgnis war Gegenstand zweier allge‐

meiner Kommentare, die der UN-Menschen‐
rechtsausschuss zu Artikel 6 des Internationalen
Pakts über bürgerliche und politische Rechte,
dem Recht auf Leben, angenommen hat. Es soll‐
te jedem klar sein, dass wir ohne Frieden unsere
Menschenrechte nicht wahrnehmen können.
Lassen Sie uns mit einer Warnung von Präsident
Eisenhower schliessen:

«Jedes Geschütz, das gebaut wird, jedes Kriegs‐
schiff, das vom Stapel läuft, jede Rakete, die abge‐
feuert wird, bedeutet letztlich einen Diebstahl an
denen, die hungern und nicht ernährt werden, an
denen, die frieren und nicht gekleidet werden.»5

Quelle: https://www.counterpunch.org/2022/04/15/
disarmament-for-development/, 15. April 2022

(Übersetzung «Schweizer Standpunkt»)
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